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SITZUNGSVORLAGE Nr.l16-V-66-0225

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) IV

Appelallee, Einrichtung von Radverkehrsanlagen

Anlage/n: Lageplane; Kostenberechnung vom 31.08.2016

[ ]Bericht zum Beschluss ~ Nr.  vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich X erforderlich [ ]
Kammerei Personalvorlage [] = S. unten
Rechtsamt nicht erforderlich = erforderlich  []
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich = erforderlich  []
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich X erforderlich  []
-der HGO nicht erforderlich = erforderlich  []
StraRenverkehrshehorde nicht erforderlich ] erforderlich  [X
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich ] erforderlich  [X
Sonstige: nicht erforderlich X erforderlich [ ]
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefuillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich  [] erforderlich  [X
Kommission nicht erforderlich  [X] erforderlich [ ]
Auslanderbeirat nicht erforderlich [X erforderlich [ ]
b) |Seniorenbeirat nicht erforderlich [] erforderlich X
Magistrat Tagesordnung A X Tagesordnung B[]
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder []
Stadtverordnetenversammiung nicht erforderlich [ ] erforderlich  [X
Ausschuss
Eingangsstempel Amt 16 offentlich X | nicht dffentlich []
Bestétigung Dezernent/in
Sigrid Moricke
Stadtréatin
Vermerk Kammerei Wiesbaden,

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] > siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer




Seite 2 der Sitzungsvorlage Nr. 16-V- 66-0225

A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot L] grin Prognose Zuschussbedarf: Stand:

abs.:
in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

Investitionscontrolling X Investition [] Instandhaltung Stand: 01.09.2016
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.: 24.798.292 €
in %: 56,65

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
X budgettechnische Umsetzung

Finanzierung

Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ ine
2016/ 66 WIN Appelallee
X 2017 BaumaRnahme 1.430.000 1.04650 842200 Radverkehrsanlagen
66 WIS Radwege-
839.600 | 1.03194 616650 programm Wi
590.400 GVFG Fordermittel
Summe einmalige Kosten: 1.430.000 1.430.000

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:




Seite 3 der Sitzungsvorlage Nr. 16-V- 66-0225

B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Giberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. Ill.; bei einigen
Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Es ist vorgesehen, Radverkehrsanlagen in der Appelallee einzurichten. Die MaRnahme in der
Appelallee stellt gemaR Radverkehrskonzept einen Liickenschluss mit groRer
Verbindungsbedeutung fir den Radverkehr dar. Ziel ist es, den Radverkehr im Stadtgebiet der
Landeshauptstadt Wiesbaden zu férdern. Im Zuge der MalRnahme wird die Appelallee auch fir
die Nutzer des OPNV und fur FuRganger sowie fuir Personen mit eingeschrankter Mobilitat
optimiert. Es bleibt gleichzeitig die Leistungsfahigkeit des Kraftfahrzeugverkehrs erhalten.

C Beschlussvorschlag:

1. Der Einrichtung von Radverkehrsanlagen in der Appelallee wird zugestimmt.

2. Die Kostenberechnung vom 31.08.2016 als Anlage zur Sitzungsvorlage, abschlie3end mit
1.430.000 €, wird genehmigt.

3. Die erforderlichen Mittel in Hohe von 1.430.000 € stehen beim Radverkehrsprogramm 1.03194
,66 WIS Radwegeprogramm WI“ zur Verfiigung und werden grundsatzlich genehmigt. Die
Finanzierung erfolgt aus dem Garagenfonds in Hohe von 839.600 € und aus GVFG
Fordermitteln in Hohe von voraussichtlich 590.400 €. Die Durchfiihrung der Mafnahme erfolgt
bei IM-Projekt 1.04650 ,,66 WIN Appelallee Radverkehrsanlagen®.

4. Der Magistrat (Dezernat 1V/66) wird beauftragt, beim Hessischen Ministerium fur Straf3en und
Verkehrswesen einen Zuschuss nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz zu
beantragen. Es wird mit einer Zuwendung in Héhe von 590.400 € gerechnet. Bei der
Berechnung wurden nicht férderfahige Kosten und der KAG-Anteil fiir die komplette
Baumafl3nahme berucksichtigt.

5. Die haushaltstechnische Umsetzung der genehmigten Mittel zum IM-Projekt 1.04650 ,,66 WIN
Appelallee Radverkehrsanlagen” erfolgt durch das Dezernat V1/20.

6. Aufgrund der Eilbedurftigkeit der Mal3hahme (Zuschuss von Landesmitteln) wird entgegen dem
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung Nr. 0533 vom 19. November 2009 auf die Prifung
der Plausibilitat unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten durch einen externen Dritten vor der
Beschlussfassung verzichtet. Nach Abstimmung zwischen Dezernat 1/14 und Dezernat 1V/66
wird ausnahmsweise die Priifung der Plausibilitat SV-begleitend durchgefihrt. Es ist
beabsichtigt die Stellungnahme bis zur Sitzung des Magistrates am 22.11.2016 nachzureichen.
Die Kosten hierfur sind aus dem Gesamtbudget der Malinahme zu tragen.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Ziele:
o Netzschluss fiir den Radverkehr
e Erhohung der Verkehrssicherheit
e Gleichzeitig Erhaltung der Verkehrsfunktion
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[l. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die Mallnahme tragt der demografischen Entwicklung Rechnung, da sie allen Altersgruppen
zugutekommt.

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der Erschlie3ung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhlgerechte
Aufzige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Im Zuge der Einrichtung von Radverkehrsanlagen in der Appelallee werden die Vorgaben zur
unbehinderten Mobilitat bei der Gestaltung von Ful3gangeriberwegen an Lichtsignalanlagen und
Bushaltestellen gemaf der aktuellen Regel- und Sonderbauweisen des Oberbaus 6ffentlicher
Verkehrsflachen in der Landeshauptstadt Wiesbaden und der DIN 32984 (Bodenindikatoren im
offentlichen Raum) bericksichtigt.

IV. Erg&anzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Bei der geplanten Mal3nahme handelt es sich um die Neuordnung des Strafl3enraums in der
Appelallee. Die Herstellung einer Radwegeverbindung, die der aktuellen und zu erwartenden
Verkehrsbelastung entspricht, der Umbau von vorhandenen Bushaltestellen sowie zusatzliche
Querungsstellen fuir den FuBverkehr sollen den Verkehrsablauf verbessern.

Es handelt sich um eine Stral3e mit Uberdrtlicher Verbindungsfunktion, die als Landesstral3e (L3482)
klassifiziert ist. Innerhalb der Ortsdurchfahrt, in der sich der geplante Abschnitt befindet, ist die
Landeshauptstadt Wiesbaden StraRenbaulasttrager. Die L 3482 verbindet die Ortsteile Mainz-
Kastel, Mainz-Amoneburg, Wiesbaden-Biebrich und Wiesbaden-Schierstein. Es schlief3t sich das
Gewerbegebiet Biebrich/Schierstein mit zahlreichen Fachmérkten an die Appelallee an.

Der Ausbau der Appelallee erfolgt im raumlichen Anschluss zur MaRnahme Kasteler Straf3e.

Im Radverkehrsnetz stellt die Appelallee eine bedeutende Ost-West-Verbindung als Alternative zur
Radroute entlang des Rheins dar. Es befindet sich zudem im suidlichen Bereich der Appelallee die
Zufahrt fur Radfahrer zur Schiersteiner Briicke. Uber die Appelallee verlauft auch die
Radverkehrsverbindung zwischen den Ortsteilen Mainz-Amoéneburg, -Kastel, -Kostheim und den
Stadtteilen Biebrich und Schierstein. Uber den Knotenpunkt Appelallee/Biebricher Allee ist eine
Verbindung zur Wiesbadener Innenstadt gegeben.

Im Radverkehrskonzept der Landeshauptstadt Wiesbaden wird die Appelallee als Hauptverbindung
dargestellt. Die hier beschriebene Maflinahme leistet einen Beitrag zur Verbesserung der
Radverkehrsbeziehungen.

Die MalRnahme dient bei gleichzeitiger Erhaltung der Verkehrsfunktion der Erhéhung der
Verkehrssicherheit fiir Radfahrer, Nutzer des OPNV und FuRganger.

Durch eine Neuaufteilung der Fahrbahn ist es mdglich, Radschutzstreifen einzurichten. Diese
werden von den Radfahrern benutzt und kénnen in Ausnahmesituationen von tberbreiten
Fahrzeugen (Bspw. Bus, LKW) mitbenutzt werden.

Im Zuge dieser MalRinahme werden die vorhandenen Haltestellen des OPNV ausgebaut, dadurch
wird das Ein- und Aussteigen fiir Personen mit Kinderwagen oder Rollatoren erleichtert.

Es werden Uberquerungsstellen fur den FuBverkehr angeboten, welche durch partiell vorgezogene
Gehwege und Mittelinseln kenntlich gemacht werden. Diese sind barrierefrei gestaltet.

Mit der Herstellung der Radverkehrsanlage wird der Umweltverbund gestérkt. Es kommt zu einer
deutlichen Verbesserung fur den Radverkehr.



Seite 5 der Sitzungsvorlage Nr. 16-V- 66-0225

Fur die MaRnahme werden Zuschussmittel beim Land Hessen gemall Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) beantragt. Nach dem Zuschussantrag werden - unter Berticksichtigung
der nicht zuwendungsfahigen Kosten und des KAG-Anteiles fir die gesamte Baumalinahme -
590.400 € erwartet.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Zum Ausbau der Appelallee kénnen keine Alternativen angeboten werden.

Wiesbaden, 29 . September 2016

Sigrid Moéricke
Stadtratin



	Umweltamt: Umweltprüfung	nicht erforderlich		erforderlich

